Muster

Absender
Adresse Sozialamt








XX.XX.XXXX
Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom XX.XX.XXXX - AZ: XXXX
Sehr geehrte Damen und Herren,
wir haben Ihr Email und den Ablehnungsbescheid erhalten.

Zu Ihrer Ablehnung nach jetzt 8 Monaten ist folgendes zu erwidern:

Wir haben Ihnen mit dem Antrag ausführlich dargelegt, dass es im Heilpädagogischen Kindergarten keine Erzieherin gibt, die Gebärdensprache beherrscht. So wird XXXX im Kindergarten eben nicht so betreut, wie sie es benötigt. Im Moment ist es mehr eine Aufbewahrung und nicht eine Förderung und Vorbereitung auf die Schule. Für XXXX ergibt sich eine Situation, die für sie als gehörloses Kind nicht hinnehmbar ist. Sie hat keinerlei Möglichkeiten sich dort zu verständigen. Nicht einmal in Gefahrensituationen kann sie sich auch nicht verständlich machen oder gewarnt werden.
Heilpädagogische Leistungen nach §§ 55, 56 SGB IX umfassen alle Maßnahmen, die die Entwicklung des Kindes und die Entfaltung seiner Persönlichkeit mit 
pädagogischen Mitteln anregen, einschließlich der jeweils erforderlichen sozial- und sonder​pädagogischen, psychologischen und psychosozialen Hilfen sowie die Beratung der Erziehungsberechtigten. Sie werden lt. § 56 Abs. 1 S. 1 SGB IX erbracht, wenn nach fachlicher Erkenntnis zu erwarten ist, dass hierdurch eine drohende Behinderung abgewendet oder der fortschreitende Verlauf einer Behinderung verlangsamt oder die Folgen einer Behinderung beseitigt oder gemildert werden können.
Die Folgen der Behinderung (hier keinerlei Kommunikation) zu beseitigen, ist nur mit Gebärdensprache möglich!

Es gibt keinen Kindergarten in der Nähe, der eine gebärdesprachkompetente Erzieherin vorhält. Des Weiteren gibt es überhaupt keine freien Kindergartenplätze in der näheren Umgebung. Erst im XX.XXXX wird ein Platz im Regelkindergarten frei. Auch dort wird XXXX dann, wenn sie dorthin wechselt, eine gebärdensprachkompetente Begleitung benötigen.
· Sie können auch nicht begründen, dass mit der Zahlung für den Heilpädagogischen Kindergarten schon alle - auch individuellen- Bedarfe abgedeckt sind. Sie vermuten lediglich, dass eine vorhandene Behinderung oder deren Folgen beseitigt oder gemildert werden kann.
· Eingliederung der Kinder in die Gesellschaft, Teilhabe und Mitgestaltung am Leben in der Gemeinschaft ist eben für meine Tochter weder im heilpädagogischen Kindergarten noch irgendwo anders sichergestellt.

· Damit können Sie auch nicht davon ausgehen, dass meine Tochter in der Einrichtung vollumfänglich gefördert wird. Das hätten Sie leicht innerhalb von 8 Monaten im Kindergarten erfragen können. Dies haben wir Ihnen jetzt abgenommen. Im Anhang befindet sich eine Stellungnahme des Kindergartens.
Wir weisen daraufhin, dass wir diesen Zustand nicht länger hinnehmen können und werden eine gerichtliche Entscheidung (über einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz) herbeiführen, sollte nicht innerhalb von 8 Tagen ein positiver Bescheid bei uns eintreffen. 
Mit freundlichen Grüßen
